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Erſchelnt täglich, mit Ausnahme der Tage nach den Sonn- und geſttagen. Preis pro Woche 1 Sgr. 3 Pf. Inſerate pro Petitzeile 2 Sgr. 


Diejenigen geehrten Abonnenten hier, 


welche vie Urwahler⸗Zeltung früh Morgens pünktlich zu erhalten wünſchen, zahlen wöchentlich 3 Pf. 


Votenlohn. Außerhalb Preußens beliebe man ſich an die zunächſt belegenen Poſtämter, im Inlande an bie bekannten Spediteure der des Poſtdebits 
; verluſtigen Zeitungen zu wenden. 1 
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Der 27. April. ’ 


Der 27. April gehört mit zu den Tagen, welche in 
der Geſchichte der neuern Zeit eine traurige Wendung 
hervorgerufen haben, die einſt nur durch eine volle 
Rückkehr zur Volkspolitik wird ausgeglichen werden 
können. x 

Wir find dieſem denkwürdigen Tage ſchon fern 
genug, um ihm ſein hiſtoriſches Recht angedeihen laſſen 
zu können. 120 

Wir meinen den 27. April des Jahres 1849, den 
Tag, an welchem die deutſchen Regierungen offen mit 
der Volkspartei gebrochen und ſo das Fundament zu 
jener Politik gelegt haben, welche von ihnen gegen den 
Volkswillen fortgeführt wird. 

Bereits vom Beginn des Monats April bis zu die⸗ 


ſem Tage hin hatte ſich der Konflikt zwiſchen der Frank⸗ 


furter Nationalberſammlung und den Regierungen ge⸗ 
ſteigert. Es handelte ſich um die Annahme der Reichs⸗ 
den lags a hm des * au 
; ie preußiſche Regierung felber 
dee dan aſſung nem e da gerieth die bis⸗ 
115 Aber verkrauende Majorität der Frankfurter Na⸗ 
1 unf anhng in eine revolutionäre Lage und ſte 
ni 75. April folgende drei Beihlüffe: 
ne der duch öder emmlung erklärt, daß die An⸗ 
— urch die Reichsverſammlung dem Könige 


von Preußen übertragenen Würde des Reichsoberhauptes 


+ 1 Se Verfaſſung vorausſetze. 
ündeten Reichen. welche die Anerkennung der 
oben des aſſung noch nicht erklärt haben, 
nd aufzufordern, die Anerkennung der Berfaffung, der 
Wahl des Oberhauptes und des Wahlgeſetzes nunmehr 
auszuſprechen. Dieſelben Regierungen find zu veran⸗ 
laſſen, ſich aller Anordnungen zu enthalten, durch welche 
dem Volke die verfaſſungsmäßigen und 9 efebli 0 Mic, 


Berlin, Dienftag, den 27, April 


1852. 


ſeinen Willen kund zu geben, in dieſem entſcheidenden 
Augenblick geſchmälert oder entzogen würden, insbeſondere 
von ihrem Rechte die Ständeverſammlungen zu vertagen 
oder aufzulöſen keinen Gebrauch zu machen, welcher die 
Kundgebung des Volkswillens verhindert, vielmehr die⸗ 
ſelben in Thätigkeit zu ſetzen oder zu belaſſen, bis die 
Reichsverfaſſung zur Anerkennung gebracht ſein wird. 

3. Die probiſoriſche Zentralgewalt im Intereſſe der 
allgemeinen Sicherheit und Wohlfahrt Deutſchlands zu 
erſuchen, die vorſtehenden Beſchlüſſe in Vollzug zu ſetzen, 
und erwartet bis zum 3. Mai die Vorlage des Reichs⸗ 
miniſteriums über den Erfolg.“ 

Der Erfolg dieſer Beſchlüſſe war, daß der Reichs⸗ 
verweſer nicht daran dachte, ſolche Beſchläͤſſe in Vollzug 
zu ſetzen. Die Frankfurter Nationalberſammlung hatte 
ja einen un verantwortlichen Reichsverweſer gewählt, 
der nicht die Verpflichtung hatte, das zu thun, was die 
Nationalverſammlung beſchloß. — Vielmehr liefen die 
ofſtziellen Berichte von der Abſicht dieſen Beschluß zu 
faſſen und von dem Reſultat defſelben ſchnell bei den 


. 


Einzelregierungen ein, und dies hatte zur Folge, daß 


die Volksvertretungen in Sachſen, in Hannover und in 
Preußen, die damals tagten, ſofort dem Beſchluß der 
Nationalverſammlung entgegen aufgelöſt wurden. 

Am 27. April wurde die preußiſche Volksvertretung, 
die zweite Kammer, die letzte, die durch das allgemeine 
Wahlrecht gewählt war, aufgelöſt; und feit dieſem Tage 
hat ſich die Volkspartei vollkommen zurückgezogen von 
jedem ihr eingeräumten Recht. Sie hat ſich auf kein 


weiteres Projekt einer Betheiligung an Kammerwahlen 


eingelaſſen. Sie hat vielmehr die Regierungen und 
die andere Parteien ungenirt vor ihrem Einſpruche 
ſchalten und walten laſſen mit Rechten, mit Oktrohirun⸗ 
gen, mit Revidirungen nach eigenem Ermeſſen. 

Dem Beispiel der preußiſchen Volkspartei folgten die 
Volksparteien in ganz Deutſchland, ſo daß man wohl 


5 


* 


behaupten darf, daß der Bruch zwiſchen den Kabinetten ſthichte hat das Volk gerechtfertigt und hierüber läßt 
und dem wirklichen Volke von dieſem Tage her datirt. ſich fortan kein Streit mehr erheben. Die Lehren der 


Drei Jahre ſind ſeit jenem Tage vergangen, drei 
Jahre reicher Erfahrungen, drei Jahre ernſter Beleh⸗ 
rungen. Was damals in leidenſchaftlicher Erregung 
geſchah, iſt jetzt nur noch ein Gegenſtand ernſter Prü⸗ 
fung und in einer ſolchen Prüfung drängt ſich die 
Frage auf, ob jener Rückzug vom Schauplatz der öffent⸗ 
lichen Politik im Staate eine That prinzipieller Noth⸗ 
wendigkeit, politiſcher Klugheit und hiſtoriſcher Einſicht 

7 a \ 


ar? — 

Wir können dieſe Frage nur im vollſten Maße be» 
jahen. ? 
ee fie eine That prinzipieller Nothwendigkeit war, 
iſt wohl unbeſtritten. Wer es weiß, daß ſolche Rechte 
nie verjähren, der wird zugeſtehen, daß es prinzipiell 
beſſer iſt, ein Recht für einige Zeit ruhen zu laſſen, als 
im beſchränkten Gebrauch deſſelben es zu beeinträchtigen. 
Dies gaben auch die andern Parteien zu; allein die po⸗ 
litiſche Klugheit, die hiſtoriſche Einſicht wurde dem Volke 
abgeſprochen, das ein halbes Rechte nicht annehmen 
wollte, dem ſein ganzes Recht vorenthalten wurde. 

Die drei vergangenen Jahre geben wohl nunmehr 
auch auf dieſe Punkte Antwort. ; 

Wir brauchen nur auf dieſen Tag in den drei Jah⸗ 
ren hinzuweiſen, um darzuthun, daß die Volkspartei 
klüger und ſcharfſichtiger war als die andern Parteien. 

Am 27. April 1849 ſchwor die konſtitutionelle Par⸗ 
tei noch auf die Reichsverfaſſung und glaubte ſtaatsklug 
und hiſtoriſch einſichtig zu ſein. Am 27. April 1850 
tagte ſte in Erfurt und ſchwur der Reichsverfaſſung ab 
und der Unionsverfaſſung zu, und ſie glaubte ſtaatsklug 
und hiſtoriſch einſichtig zu fein. — Am 27. April 1851 
hofften die Konſervatiden in ben Dresdener Konferenzen 
den Sieg einer preußiſchen Politik in Deutſchland gleich⸗ 
falls voll Staatsklugheit und hiſtoriſcher Einſicht. Am 
27, April 1852 ſitzt Preußen im Bundestag und ſteht 
in Deutſchland auf dem Punkt, wo es von je Metter⸗ 
nich's Weisheit und Rußlands Freundſchaft zu ſehen 
wünſchte. 8 

Das iſt das Erlebniß der letzten drei Jahre, und 
daß es merkwürdig genug iſt, giebt Jeder zu. Zugleich 
muß jeder Unparteliſche eingeſtehen, daß die Regierun⸗ 
gen ſelber vor drei Jahren nicht ahnten, ſoweit zu kom⸗ 
men und noch weniger die Parteien, die mit denſelben 
Verſtändigungen ſuchten. Aber wer nur einen Blick 
auf die Aeußerungen wirft, die ſchon damals einſtim⸗ 

mig durch die Volkspartei in Preſſe und Vereinen 
gingen, der wird geſtehen müſſen, daß Verſtändniß und 
Einſicht in die Dinge, wie ſie wirklich ſind, nur in dem 
Volke lebte. Von dem Augenblick ab, wo die Regie⸗ 
rungen die Volksvertretungen auflöſten, war unſer ein⸗ 


ſtimmiger Ruf, trotz Dreiʒ⸗Königs⸗Verfaſſung, trotz Bun⸗ ſch 


desſtaat, trotz Gotha, trotz Verwaltungsrath, trotz Er⸗ 
furt, trotz Fürſtenkongreß, trotz Dresdner Konferenz, daß 
das Ende dieſer Maßregeln nichts iſt als der alte Bun ⸗ 
destag! h 

(So hat denn die Erfahrung von drei Jahren das 
beſtätigt, was das Volk am 27. April 1849 ſchon in 


ſeinem Beginn vollkommen klar erkannte. Die Ge⸗ 
x I x 


nungen tief einſchneidende Entſcheidung: „ 


Geſchichte ſind Lehren der Ewigkeit. 
* ah Ihr die Re dieſer Lehren weiter ken⸗ 
n lernen, nun jo wollen wir ſie offen ausſprechen. 
are lautet: nat 5 5 6 98 
\ ie das, was die jüngſten Jahre uns bracht 
klar erkannt im Volke lag, ſo ligt auch vie Sula 
erkannt im Volke, und wollt Ihr willen, was ſte bringt 
fo fühlet mit dem Herzen des Volkes, ſehet mit den 
lugen des Volkes, und glaubet an die 3 des 
Volkes! 
Das iſt unſer Bekenntniß am denkwürdigen 27. April 
unter der Herrſchaft des Bundestages! 


Berlin, den 26 April 

— In der heutigen Sitzung der 2. Kammer wurde die 
von der I. Kammer angenommene Neubildung der 1. Kammer 
berathen. Die äußerſte Rechte ſtimmte dagegen, enthielt ſich 
aber der Beſprechung. Von der Linken hielt Vinke eine ge⸗ 
harniſchte Rede dagegen. Der Abg. Geppert ſprach * 
Sinne des Zentrums ſehr ſchwach für den Antrag. Bei der 
Abſtimmung ergaben ſich 142 Simmen gegen und 125 Stim⸗ 
men für den Antrag. Der Beſchluß der 1. Kammer in Be⸗ 
treff der Bildung einer Pairie wurde alſo von der 2. Kammer 
abgelehnt. 5 5 a 
— Der Zollvereinskongreß dürfte vorausſichtlich von nich 
kurzer Dauer ſein; wenigſtens haben, wie die „N. Pr. Itg.“ hört, 
diejenigen Regierungen, welche die Konferenz zu Darmſtadt 
beſchickt haben, ihre Bevollmächtigten dahin beauftragt, vorläu⸗ 
fig. bindende Erklärungen nach keiner Seite hin abzug 


4 


Dieſe Regierungen beabſichtigen nämlich Zeit zu 
eine Erklärung f. { ı Soll: 
babe rn altn i früher noth⸗ 


wendig machen ſollten, erſt abzugeben, wenn die ge 
e ihrem Ablauf (A. Daz 1853) nahe N. 
— Den Irvingianern, die behaupten, aus der evangeliſchen 

Kirche nicht ausgetreten zu ſein, wird dem Vernehmen 05 

von den oberſten geistlichen Behörden die Rückkehr zu derſelhen 
in kirchenrechtlichem Sinne anheimgegeben oder aber ihr For, 

meller Austritt herbeigeführt werden. 0 

— Am Sonnabend es aus dem Flur einer Kaſern, 
ein Zündnadelgewehr geſtohlen. 5 

— Der 7 ber Bense Fabrikgebäude in Moabit 
wird durch mehre in der letzten Zeit begonnene Neubauten noch 
vergrößert. Gegenwärtig beſchaflig. Hr. Vorſig in feinen drei 
Maſchinenbauanſtalten zirka 2500 Perſonen, und zwar in der 
Anſtalt vor dem Dranienbunger Thor über 1400 und in den 
beiden Anſtalten zu Moabit zuſammen über 1000 Pexſonen. 

i Nachdem dem Schriftführer des Gewerberaths, Herrn 
Falk, von dem Vorſizenden unterſagt worden war, die Ver⸗ 
Handlungen des Gewerberaths in der von ihm herausgegebenen 
„Gewerbe⸗ Ztg.“ zu veröffentlichen, brachte derſelbe in zwei 
Rummern ründliche Mittheilungen“ aus dem Gewerberath. 
In voriger Woche wurden Herrn Falk (oh wiederum auf Be⸗ 
werde bes Magiſtrats, wiſſen wir nicht) auch dieſe Mitthei⸗ 
lungen in Folge einer zweiten Verfügung der Potsdamer Re⸗ 
gierung verboten. Vielleicht entſchließt 125 jetzt der Gewerbe⸗ 
ralh, die Verhandlungen „in feinem Namen“, wie es ihm 
von der Regierung erlaubt worden iſt, zu veröffentlichen. 

or 1 500 an die hieſige ee 

enthält folgende höchſt wichtige und in die Verhältniſſe der In⸗ 
enge e Der A609. der 


ürtige 


erbeordnung vom 17. Jan. 1845 ausdrücklich ausgeſpre⸗ 


Grundſatz, daß jeder Gewerbetreibende die Be⸗ 
88 Kae ede erforderlichen Materialien Fon ver⸗ 
tigen befugt ſei, iſt durch die Verordnung vom 9. Febr. 
vege⸗ in der Weiſe beſchränkt worden, daß 
Gewerbetreibende, welche nicht zu den in den $$. 23 folg. a. 
a. O. aufgeführten Handwerkern gehören, und die nicht bloße 
Händler find, ſondern ihre Waaren zum Verkaufe erſt beſonders 
zubereiten, genötigt ſein ſollten, bie Vorarbeiten zu denſelben, 
weil fie theilweis mit den Geſchäften eines Handwerks 
zuſammen fallen, nur durch geprüfte Handwerksmeister ausfüh⸗ 
zen zu laaſſen. Eine ſolche Beſchränkung ſchreibt die Berord⸗ 
nung vom 9. Febr. 1849 nirgends vor; fie macht vielmehr im 
ung mehrerer Hand⸗ 
werke erſt von einer, 5 ee Ortsſtatuten getroffenen 
immung abhängig, i 
8 Wige Enthebung, welche aus dem Zunſtgebaude 
wieder einen Stein herausreißt, iſt gegen das Verlangen der 
hieſtgen Schlächterinnung gerichtet, welche eine Abgrenzung des 
Schlächterhandwerks gegenüber dem Viktnalien⸗ und Speiſe⸗ 
wirthgewerbe beanſpruchte. Das Miniſterium erklärt, bei der 
früher getroffenen Euiſcheidung ſtehen bleiben zu wollen: daß 
Speiſetvirthe und Viktualienhändler das zu ihrem Geſchäfte er⸗ 
forderliche Bieh ſelbſt zu ſchlachten oder durch ihre Leute 
ſchlachten zu laſſen befugt ſind. Zugleich iſt die Potsdamer 
Regierung angewieſen worden, den vom hieſtgen Gewerberath 
inzwiſchen gefaßten Beſchluß: daß das Schlachten von Schlacht⸗ 
vieh in und außer dem Hauſe ſowie der Verkauf des rohen 
Fleiſches ein ausſchließliches Recht der Schlächter hi, aufzu⸗ 
eben. x . 

5 — Kürzlich langte in Prag ein Packet Zeitungen an unter 
der Adreſſe: A Madame Madame Adele Ressource A Prague, 
Lange wußte man nicht, wem dieſes Packet zuzuſtellen und wo 
die fragliche Madame Adele Reſſource zu ſiuden ſei. Aus der 
Durchſicht der in dem Packete enthaltenen Zeitungen ergab ſich 
endlich, wer dieſe Dame ſei. Dieſe Zeitungen waren nämlich 
kurz vorher bei einem auswärtigen Poſtamte für die Adels⸗Reſ⸗ 
ſource beftellt worden. 


— Polizeibericht vom 26. April. Am 23. fiel ein Hand⸗ 


werker im angetrunkenen Zuſtande an der Ecke der Carls⸗ 


und Chariteſtr. dergeſtalt zur Erde nieder, daß er ſich den Kopf 
an einem Steine fo erheblich verletzte, daß er zur Charite ge⸗ 
bracht werden mußte. — Ein Arbeiter fiel am folgenden Tage 
in einer Lederfabriß in der Jakobsſtraße aus Unvorſichtigkeit in 
ein mit kochender Lauge angefülltes Loch und fügte ſich dadurch 
eine Verbrennung beider Oberſchenkel und der eſchlechtstheile 
zu, weshalb er nach dem Diaconiſſenhauſe Bethanien gebracht 
wurde. — Am 25. Nachmittags ſtürzte der m Jahr alte Sohn 
des Schneidergeſellen W. aus der im 4. Stockwerke eines Hau⸗ 
ſes der Königsſtra ie belegenen elterlichen Wohnung auf den 
igsſtraße beleg 
Fof gau und blies auf der Stelle tobt. Das Kind ſpielte 
ale melheer, vor welches der Vater ein breites ſogenanntes 
Aer en gelegt Hatte, um das Herausfallen des Kindes zu 
verhicden Da er bas Herausfallen bemerkte, ſuchte er es auf 
den auf din erreichen, jedoch vergeblich. Es ſtürzt zuerſt auf 
ante en Hofe ſtehende Tonnen, dann auf die Erde und 


Königsberg. Die hieſt W 25 

i i ge Regierung hat eine Verfügung 

zu 1 buen e der hieſigen Pedalen erlaſſen, 

5 Waffen hätten, Wel daß ſie ſofort diejenigen Lehrerinnen 

falls ihnen die W ur freien Gemeinde gehören, widri⸗ 

105 werden würde. zeſton zum ferneren Schulhalten ent⸗ 
Liegnitz. Kandidat O. Becker Kant 

ndidat 5 1 

Schwurgerichte. Die Anklage lautete . hen 

Anteizung zum Friedensbruch, Entſtellung von Khaſachen 18, 

Berker wurde zu 4 Monaten Gefängniß verurtheilt 5 


Poſen. Am 21. fand bei dem ehemaligen 2 
Hauptmann v. Jablowski, der ſeit längerer ee 42 


* 


gen Landſchaftsdirektion als Hülfsarbeiter beſchäftigt iſt, ganz 
unerwartet eine Hausſuchung Statt; früh um F uhr erſchienen 
Be . und nahmen ſeine ſämmtlichen Papiere 
in Beſchlag. Be 8 ; 

—— Die Mitglieder des Gewerbekonvents haben in 
einer Verſammlung mit Mehrheit beſchloſſen, ſich nicht an der 
Wahl zur Bürgerſchaft zu betheiligen. 

Kiel. Der von der Amneſtie ausgeſchloſſene Major von 
Schütz hat ſich in Rendsburg bei der Kommandantur gemel⸗ 
det und iſt in Haft genommen worden. — Am 24. ſtarb hier 
Prof. Pfaff. — Drei Profeſſoren iſt unterſagt worden, Vorle⸗ 
ſungen an hieſiger Univerſttät zu halten. 5 

Homburg v. d. Höhe. Landgraf Ferdinand zu Heſ⸗ 
ſen⸗Homburg hat am 23. April, am Vorabend feines 7oſten 
Geburtstages die von ihm unterm 3. Januar 1850 publizirte 
vereinbarte landſtändiſche Verfaſſung des Landgraf⸗ 
thum wieder aufgehoben. Eine allgemeine Landesvertre⸗ 
tung findet hiernach (gegen den Artikel 13 der deutſchen Bun⸗ 
desakte) nicht mehr ſtatt; den Bezirksräthen der einzelnen 
Aemter ſind dagegen einige erweiterte Rechte zuertheilt worden. 
München. Nach der „Augsb. Abdz.“ ſoll der König auf 
Drängen der Geiſtlichkeit das Zuſtimmungsrecht (Placet) „in 
rein kirchlichen Fragen“ aufgegeben haben. — Oberſt v. d. Tann 
iſt nach Mecklenburg abgereist, um ſich dort mit einer Freün 
v. Voß zu vermählen. 

Karlsruhe. Der Großherzog iſt am 24. Abends ge⸗ 
ſtorben. Prinz Friedrich hat bis zur Wiedergeneſung des 
een Ludwig die Regierung angetreten. (Tel. Dep.) 

ern. Die hieſige Regierung wird nun eine ſchwere 
Probe zu beſtehen haben. Wenn man von der Sprache, wel, 
ihre Organe in der Preſſe führen, auf die Tendenzen des Mes 
gierungsrathes ſchließen darf, jo ift feine beſtimmte Abſicht, auf 
das Reſultat der Abſtimmung hin eine Verſöhnung der Par⸗ 
teien anzubahnen. Die Partei der Patrizier und Ultramonta⸗ 
nen will jedoch von keiner Verſöoͤhnung wiſſen; ſie drängt vor⸗ 
wärts und verlangt Bürgſchaften zur völligen Unterdrückung 
des Radikalismus. In einer am 25. hier ſtattfindenden Ver⸗ 
ſammlung aller konſervativen „Berner Bereine“ des Landes, 
fol eine Petition an den großen Rath beſchloſſen werden, welche 
Aufhebung der Hochſchule, theilweiſe Aenderung der Verfaſſung, 
ein neues Preßgeſetz, Achtungegeſetz ꝛc. verlangt. An dieſem 
Tage werden zugleich die Konſervaliven ihren Wahlſieg durch 
zin Bolfejeft feieen. — Am 21, find. mehrere deutſche Flücht⸗ 
— A. Wiesner aus Wien, von hier nach Amerika ab⸗ 
gereift. — . 3 3 

Paris, 23. April. Die wichtigfie Neuigkeit des Tages 
iſt, daß das Seinetribunal der 1. Inſtanz, vor welchem geſtern 
der ſchon erwähnte Orleaneprozeß wegen Beſtitznahme von 
Neuilly und Monceaur zur Verhandlung kam, ſich gegen die 
Anſicht des Seinepräfekten und deſſen Subftituten für kompe⸗ 
tent erklärte. Wiewohl dieſe Entſcheidung die eigentliche Ange⸗ 
legenheit wenig oder gar nicht berührt, ſo iſt doch alle Welt 
Eder beſte Beweis von der Jämmerlichkeit der gegenwärtigen 
Zuſtände — von dieſer ſcheinbaren Unabhängigkeit eines Gerichts⸗ 
hofes, der ſich gegen den Willen der Regierung auszuſprechen 
erkühnte, in das höchſte Erſtaunen verſetzt worden. Der 
Präſtdent iſt von feiner Reiſe zurückgekehrt. — Nach einem 
mehr oder minder wahrſcheinlichen Gerüchte wird der Präſtdent, 
der vor Einführung des Kaiſerreichs das Volk noch einmal Fa 
jagen laſſen will, die Frage fo ſtellen, daß die für das Kalſer⸗ 
reich Stimmenden zugleich ſich für immer von der Monarchie 
der Bourbons Brei losſagen. — Die Beſtimmung, daß die 
Nationalgarde ihre Adler erſt am 15. Auguſt erhalten ſoll, wird 
noch immer beſprochen. ur 

Paris, 24. April. Keines der hieſigen Blätter wagt über 
die geſtrige Vorladung vor dem Seinetribunal eine eußerun 
zu thun; in wenigen Zeilen wird das Reſultat mitgetheilt. Wie 
es heißt, wird der Semnepräfekt gegen das Urtheil Appellation 


einlegen. — Die minifterielle „Patrie“ behauptet, daß in der 
Konſiskationsangelegenheit von auswärtigen Regierungen hier 
keine Reklamation eingegangen ſei; dieſe Behauptung iſt aber 
falſch. — Die Londoner „Times“ al einen Brief aus 
Paris, in welchem einer gemeinſchaftlichen Rote der Höfe von 
Berlin und Petersburg an das Wiener Kabinet Erwäh⸗ 
nung gethan wird. Dieſe Note ſoll durch eine Mittheilung 
des Fürſten Schwarzenberg hervorgerufen ſein, welche die mög⸗ 
lichen Folgen der Proklamation des Kaiſerreichs auseinander⸗ 
ken — An der Borſe hieß es, die Regierung beabſichtige, die 

ſenbahnaktien zu beſteuern. — Es ſollen 22 Präfekturen neu 
beſetzt werden. — Bezüglich des Koſtümes der Deputirten iſt 
angeordnet worden, daß dieſelben, ſtatt der bisherigen weißen, 
blaue Beinkleider mit Goldſtreifen tragen. — Der Herzog von 
Leuchtenberg, welcher vom Kaiſer Nikolaus die Erlaubniß zu 
einer Reiſe nach Frankreich erhalten haben ſoll, wird gegen 
Anfang des Sommers hier erwartet. 5 

Mailand. Hier iſt ein 19jähriges Individuum, welches 
eine Piſtole im Hauſe ſeines Oheims verſteckt und dieſen ſodann 


als des Beſitzes derſelben ſchuldig den Behörden angezeigt hatte, 


kriegsrechtlich, als des doppelten Verbrechens der Waffen ver⸗ 
heimlichung und der Verleumdung überwieſen, zu fünfjährigem 
ſchwerem Kerker verurtheilt worden. f 

BVBerotia, Die ruſſiſchen Großfürſten Nikolaus, Michael 
und Konſtantin ſind am 22. hier zuſammengetroffen. 

(Tel. Dep.) 

Turin. Der tödtlich erkrankte Präſident der Deputirten⸗ 
kammer, Pinellt, wünſchte zu beichten. Erſt nach langer 
Verathung entſchied das Domkapitel mit 2 Stimmen Mehr: 
heit, daß die Sterbeſakramente ihm nicht verweigert wer⸗ 
den dürften. a 7 (Tel. Dep.) 
London. Die Arbeitsenthaltung der Maſchinenarbeiter 
iſt noch nicht ganzlich beendigt, fie ſtirbt aber langſam an Ent⸗ 
Träftung dahin. Am vergangenen Donnerſtag fand eine Ver⸗ 
ſanimlung der Gewerke ſtatt, um der Verbindung neues Leben 
einzuhauchen; es wurde einſtimmig der Antrag angenommen, 
daß eine Bereinigung der Gewerke des ganzen Königreiches in's 
Werk zu ſetzen ſei, um der Willkür der Meiſter die Spitze bie⸗ 
ten zu können. Man beſchloß ferner eine Petition an das 
Unterhaus; es wird in derſelben gegen die von den Fabrikan⸗ 
ten verlangte Erklärung, welche die Arbeiter an ihrem freien 
Aſſoziationsrechte hindert, Proteſt eingelegt. Inzwiſchen nehmen 
Viele, von der Noth gedrängt, unter den geſtellten Bedingun⸗ 
gen, ihre Arbeiten wieder auf; ſo ſind in der letzten Woche in 
Mancheſter 432 Perſonen in die Fabriken zurückgekehrt. Die 
Fabrikanten, zur glücklicher geftellten Minderheit gehörig, halten 
dagegen feſt zuſammen und haben eine Firma, die in einem 
Punkte das Vereinsſtatut verletzte, ausgeſtoßen. Die Arbeiter, 
welche noch widerſtehen, werden von den übrigen Gewerken 
unterſtützt. Die Zimmerleute von Mancheſter und Salford ha⸗ 
ben namhafte Beiträge geliefert und die Schriftſetzer 200 Pfd. 
St. aus ihrem Reſervefonds beigeſteuert. 

In der Donnerſtagsſitzung des Unterhauſes beantragte Gib⸗ 
fon die Abſchaffung der Papierſteuer, des Zeitungsſtempels und 
der Inſeratentare, welche zuſammen dem Staate jährlich 15 
Millionen Pfd. einbringen. Die Berathung hierüber wurde 
jedoch bis zur Debatte über die Steuern und das Budget, wel⸗ 
ches der Schatzkanzler am 30ſten vorzulegen verſprach, vertagt. 

London, 24. April. Man verſichert, daß Koſſuth im 
Begriffe ſteht, nach England zurückzukehren und daß Lord Mal⸗ 
mesbury an den öſtreich. Miniſter des Auswärtigen eine dieſe 
Angelegenheit betreffende Note gerichtet habe, welche die freund⸗ 
lichen Beziehungen Englands und Oeſtreichs zu erhalten beſtrebt 
fein fol. — Im Unterhaus fand am Freitag die zweite Leſung 
der Miltzbill ſtatt. Sir Lacy⸗Evans beantragte die Vertagung 


Er 3 Monate, was bekanntlich nur eine Umſchreibung der 


g iſt; dieſer Antrag wurde u. A. von Peel unter 


Berlin, 
Verlag von Theodor Heymann. 
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ſtützt, welcher dieſe Gelegenheit benutzte, um ſich als Liberalen 
und Freihändler zu erklären. Nachdem Ruſſel gegen und Pal⸗ 
Bra die Bill geſprochen, wurde die Debatte auf Mon⸗ 

Bag 


Vermiſchtes. 

— Der zu Mainz unter oberhirtlichem Schutz erſcheinende 
„Katholik“ ſpricht gelegentlich eines Ausfalles * der 
Marſeillaiſe der Reformation.“ Es HR damit das lu⸗ 
1 Kernlied; „Eine feſte Burg iſt unſer Gott“ ge⸗ 


— Der Kaiſer von Rußland ſoll in Bezug auf Louis Na: 
poleon die Aeußerung gethan haben: „Präſtdent oder Raifer 
der Franzoſen — ich habe ihn in Händen.“ 

Rerantinortlicher Rebaftrac: Hermann Bildbein in Lern 
Im Kaffee⸗Hauſe, Alte Jakobſtr. 32, findet Dienſtag 
das Damenfränzchen ſtalt. 
Nur für die Herren Kleidermacher. 
1 Loth Nähbaumwolle für 8 e 
8 Fitzen ächt engl. Zwirn für 1 Sgr. 
„ Dutzend Schnallen von 1 Sgr. an, 
Für Damen: 6 Ellen Kleiderſchnur für 9 Pfennige, 
bei M. Hiller, am Molkenmarkt neben Nr. 3. 
4 Stück gute Haarmatraßen müſſen wegen Mangel an Raum 
& 7 Thlr. verkauft werden Mittelſtr. 50 bei Bodinus. 
32 Loth gebt. Stücken⸗Kaffee hauch 7ſgr. Roſenſtr. h. d. Werd. K. 2. 
Leiſten u. 3 Blöcke, einer zu Niemſtiefel, find billig, wegen To⸗ 
desfall, zu verkaufen Kleine Jägerſtr. 7, von 2 Uhr an: 
1 neues elegantes rundes Sopha (Couſeus) mit rothwoll. Imperial 
bezogen iſt für 19 thlr. z. verk. Charlottenſtr. 21 2 Tr. b. Herbert. 
Hobelbänfe, jo wie ſämmtlſches Tiſchler⸗ . 11 
räth. u. wird verfertigt bei Ma ischt 


-u. 


meint. — 


angeferti, 
C. Ahe 


Mehrere Helfer, die ſchon in Mofchinenwerftätien am Feuer 
beitet und gut DE N 
Kabel Neue König. 33 bel Herrmann. 
Ein Hurſche, der Luſt hat Dreher 
Ein Burſche, 17 2 = lernen, kann — 
den Beh rene 2 — Folgert, Drechslermſtr. 
Glifsbethſtr. 40 bei eke {ft eine Stube zu vermiethen. 
Den Mitgliedern der bisherigen Köntgſtädtiſchen Beerdigungs⸗ 


Geſellſchaft zeige ich hiermit an, daß das Königl. Polizei⸗Pra⸗ 


ſidium die Genehmigung zur Gründung dieſer Geſellſchaft kaut 
an mich ergangener Verfügung verweigert hat. Der gezahlte 
Ertra⸗Beitrag bis zum 1. Juni kann bei mir wieber in Empfang 
genommen werden. A. Grabert, Büſchingsſtr. 12. 
Ich ſage hiermit Allen meinen innigſten Sant für die Herz- 
liche Theilnahme am Begräbnißtage meines Sohnes, des Ma⸗ 
ſchinenbauers. R bag Wittwe Lehmann. 
in, 


Druck von 
Kommandvantenſtr. 7. 


